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1 Einleitung und Aufgabenstellung 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind das Umweltschadensgesetz und das Arten-
schutzrecht zu beachten. In diesem Zusammenhang wird insbesondere auf die §§ 19 
und 39 BNatSchG (Allgemeiner Schutz wildlebender Tiere und Pflanzen) i. V. m. dem 
Umweltschadensgesetz (vom 10. Mai 2007, BGBI. Teil I S. 666) sowie auf die §§ 44 
und 45 BNatSchG (Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- 
und Pflanzenarten) verwiesen. Artenschutzrechtliche Verstöße sind auszuschließen. 
 
Mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes in Friedersdorf der Gemeinde 
Muldestausee sollen für ein bestehendes Gewerbegebiet eine Erweiterungsfläche die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden. Die zu beplanende Fläche 
befindet sich vorrangig in privatem Besitz und ist im Sinne eines Betriebsgrundstückes 
parkähnlich intensiv gepflegt. Das Betriebsgrundstück wird derzeit vollständig wirt-
schaftlich genutzt.  
 
In diesem Zusammenhang ist im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes „GRIMM 
Aerosol Technik – Friedersdorf“ auf den neu zu nutzenden Flächen das Vorkommen 
von streng geschützten Arten (§ 7 Abs. 2 Nr. 13, 14 BNatSchG) zu ermitteln bzw. 
abzuschätzen, das Vorhaben hinsichtlich des Eintretens von Zugriffsverboten gemäß 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG artenschutzrechtlich zu bewerten und Maßnahmen zu 
Vermeidung, Ausgleich oder Ersatz zu empfehlen. 
 
Des Weiteren ist zu prüfen, ob Tiere streng geschützter Arten und der europäischen 
Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Mauser-, Überwinterungs- oder Wande-
rungszeiten derart erheblich mit der Planung gestört werden, dass sich der Erhal-
tungszustand der lokalen Population verschlechtert.  
 
Die Beschreibung und Bewertung möglicher Verstöße gegen die Verbote des § 44 
BNatSchG werden im nachfolgenden Untersuchungsrahmen dargestellt. 
 
 
 
2 Gesetzliche Grundlagen 
 
Im Rahmen der Aufstellung müssen die Regelungen über den Artenschutz beachtet 
werden. Die von dem jeweils geplanten Vorhaben möglicherweise betroffenen Arten 
gemäß § 44 BNatSchG sind zu betrachten, Auswirkungen auf die streng geschützten 
Arten bzw. die europäischen Vogelarten sind dabei zu beurteilen. 
 
Die gesetzlichen Grundlagen der artenschutzrechtlichen Bewertung sind im Bundes-
naturschutzgesetz in der Fassung vom 29.Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Juli 2020 (BGBI. I S. 1328), in den §§ 
37 - 47 formuliert.  
 
Das Bundesnaturschutzgesetz setzt die Vorgaben der EU vollumfänglich in nationales 
Recht um und unterscheidet zwischen besonders (§ 7 Abs. 2 Nr. 13) und streng 
geschützten Arten (§ 7 Abs. 2 Nr. 14). Streng geschützte Arten bilden eine Teilmenge 
der besonders geschützten Arten, d.h. jede streng geschützte Art ist auch besonders 
geschützt.  
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Neben dem Schutz von Tier- und Pflanzenarten, die durch den Handel gefährdet sind, 
werden durch das Gesetz folgende wild wachsende Pflanzenarten und wild lebende 
Tierarten geschützt: 
 
Streng geschützte Arten 
 
1. Arten, die in der Artenschutzverordnung (BArtSchV) in Spalte 2 aufgeführt sind,  

z. B. abgeplattete Teichmuschel 
2. Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie, z. B. Feldhamster  
3. Arten, die im Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97 aufgeführt sind, 
    z. B. Fischotter 
 
Besonders geschützte Arten  
 
1. Alle streng geschützte Arten 
2. Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang B der EG-VO Nr. 338/97 aufgeführt sind 
3. „Europäische Vogelarten“ (alle in Europa wild lebende Vogelarten)  
 
Der besondere Artenschutz wird in den §§ 44 bis 47 des BNatSchG berücksichtigt. 
Nach § 44 Abs. 1 ist es verboten: 
 
1. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG:  
Verbot wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 
fangen, sie zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören 
 
2. § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG:  
Verbot, wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel-
arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderzeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch 
die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert. 
 
3. § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG: 
Verbot, Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu be-
schädigen oder zu zerstören. 
 
4. § 44 Abs. 1 Nr. 4: 
Verbot, wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwick-
lungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 
 
Als Fortpflanzungs- und Ruhestätten gelten natürliche und anthropogen entstandene 
Strukturen die in o. g. Funktion regelmäßig genutzt werden. Nach dem sogenannten 
„Stralsund-Urteil“ (BVerwG vom 21.06.2006) trifft dies auch bei vorübergehender 
Abwesenheit der Tiere zu, wenn eine erneute Nutzung, beispielsweise im nächsten 
Jahr (Greifvogelhorste, Fledermausquartiere), zu erwarten ist. 
 
Im § 44 Abs. 5 wird das Eintreten der in Abs. 1 genannten Verbotstatbestände für 
nach BNatSchG § 15 zulässige Eingriffe sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 
Satz 1 die nach Baugesetzbuch zulässig sind, eingeschränkt: 
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• Sind im Anhang IV a der FFH­RL aufgeführte Tierarten, europäische Vogelarten 
oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 
aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Abs. 1 Nr. 3 und im 
Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wildlebender 
Tiere auch gegen das Verbot des Abs. 1 Nr. 1 nicht vor soweit die ökologische 
Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten im räumliche Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

• Soweit erforderlich können auch vorgezogene Ersatzmaßnahmen festgesetzt 
werden. 

• Für Standorte wildlebender Pflanzen der in Anhang IV Bst. B der FFH-RL 
aufgeführten Arten gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend. 

• Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur 
Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß gegen die 
Zugriffsverbote vor. 
 

Die nach Landesrecht für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden 
können nach § 45 Abs. 7 im Einzelfall Ausnahmen von den Verboten des § 44 
zulassen: 
 

• zur Abwendung erheblicher wirtschaftlicher Schäden, 

• zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt, 

• im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit oder der 
maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt, 

• aus anderen wichtigen und zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses einschließlich sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

 
Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht 
gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht 
verschlechtert, soweit nicht Artikel 16 Satz 1 der Richtlinie 92/43/EWG weitergehende 
Anforderungen enthält. Artikel 16 Satz 3 der Richtlinie 92/43/EWG und Artikel 9 Satz 2 
der Richtlinie 79/409/EWG sind zu beachten. 
 
Nach § 14 (BNatSchG) ist der Verursacher eines Eingriffes verpflichtet, vermeidbare 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen 
sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck 
am gleichen Ort ohne oder mit geringen Beeinträchtigungen zu erreichen, gegeben 
sind.  
 
Soweit Beeinträchtigungen nicht vermieden werden können, sind diese zu begründen. 
Der Verursacher ist verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichs-
maßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen) (§ 15 Satz 2 BNatSchG). 
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3 Beschreibung des Plangebietes, des Vorhabens und seiner wesentlichen  
 Wirkungen 

3.1 Lage und Größe 

 

Der räumliche Geltungsbereich des Plangebietes liegt südlich der Ortslage von 
Friedersdorf der Gemeinde Muldestausee. Der Geltungsbereich des Bebauungs- 
planes hat eine Größe von ca. 1,45 ha.  
 
Abbildung: Geltungsbereich und Untersuchungsfläche   
 

 
 
Kartengrundlage: 
© GeoBasis-DE / LVermGeo LSA, [2021 / A 18-264-2009-7] 
 
 

Das Untersuchungsgebiet grenzt im Westen an das Biosphärenreservat Mittelelbe an 
(Gebietsnummer BR 0004LSA). 

Biosphärenreservate sind Modellstandorte zur Erforschung und Demonstration von 
Ansätzen zu Schutz und nachhaltiger Entwicklung auf regionaler Ebene. Biosphären-
reservate haben folgende drei Funktionen: 

• Schutzfunktion: Bewahrung von Landschaften, Ökosystemfunktionen, 
Artenvielfalt und genetischer Vielfalt 

• Entwicklungsfunktion: Förderung einer wirtschaftlichen und menschlichen 
Entwicklung, die soziokulturell, ökonomisch und ökologisch nachhaltig ist 

• Funktion der logistischen Unterstützung: Demonstrationsprojekte, Bildung für 
nachhaltige Entwicklung, Forschung und Umweltbeobachtung 

 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96kosystemfunktionen
https://de.wikipedia.org/wiki/Genetische_Vielfalt
https://de.wikipedia.org/wiki/Bildung_f%C3%BCr_nachhaltige_Entwicklung
https://de.wikipedia.org/wiki/Bildung_f%C3%BCr_nachhaltige_Entwicklung
https://de.wikipedia.org/wiki/Umweltbeobachtung
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Kartengrundlage: 
Auszug aus der Liegenschaftskarte des Landesamtes für Vermessung und Geoinformation Sachsen-
Anhalt © GeoBasis-DE / LVermGeo LSA, [2021 / A 18-264-2009-7] 

 

3.2 Ist-Zustand - Biotope und Strukturen 
 

Angrenzende Strukturen 
Im Süden wird das Plangebiet durch die Bundesstraße B 100, im Westen durch die 
Muldeaue, im Norden durch landwirtschaftliche Nutzflächen und im Osten durch das 
ansässige Gewerbeunternehmen „Caravan-Center“ begrenzt. 
 
Untersuchungsfläche 
Die Untersuchungsfläche wird derzeit als Betriebsgelände genutzt. Die versiegelten 
Flächen dienen der Erschließung des Grundstückes und führen zu den Parkplätzen 
sowie zu den Betriebsgebäuden. Die Untersuchungsfläche ist die Grünfläche sowie 
die vom Abwasserzweckverband genutzte Pumpstation. Weitere Biotope sind nicht zu 
erkennen. Das Gelände ist nicht eingezäunt und ist jederzeit frei zugänglich.  
 

3.3 Soll-Zustand 
 

Seitens der Gemeinde Muldestausee ist eine Entwicklungsmöglichkeit des Standortes 
für das ansässige Unternehmen der Produktionsstätte „GRIMM Aerosol Technik“ in 
Friedersdorf geplant. Das Unternehmen der Hochtechnologie ist seit über 25 Jahren in 
der Gemeinde Muldestausee angesiedelt.  
 

3.4 Wirkungen des Vorhabens 
 

Der Bebauungsplan sieht eine Fläche für eine potenzielle Erweiterung des 
Gewerbestandortes gegenüber den bereits vorhandenen, bebauten Flächen  vor. Die 
zu untersuchende Fläche ist eine Grünfläche, welche mehrmals im Jahr gemäht wird. 
Für die Zulässigkeit von neuen Bauvorhaben wird ein Baufeld mittels Darstellung einer 
Baugrenze festgesetzt.  
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Folgende Auswirkungen sind bei Bauvorhaben dieser Art vorstellbar: 
 
Baubedingte Wirkungen 

▪ vorübergehende Inanspruchnahme von Flächen für Baustraßen und Baustellen-
einrichtungen 

▪ Bodenverdichtung durch Baumaschinen 
▪ Gefährdung des Grundwassers durch Eintrag von Betriebsstoffen der 

Baufahrzeuge, temporäre Lärm- und Schadstoffimmissionen durch Baufahrzeuge 
und Baumaschinen 

▪ temporäre, visuelle Störungen und intensive Lärmentwicklung durch Betrieb von 
Baumaschinen 

▪ Zerstörung und/oder Beschädigung von Vegetationsbeständen und damit Verlust 
von Nist- und Brutstätten für Bodenbrüter 

 

Anlagebedingte Wirkungen 

▪ Flächeninanspruchnahme infolge der Überbauung 
▪ Trennwirkung sowie Zerschneidung von Lebensräumen 
 
Betriebsbedingte Wirkungen 

▪ Kollisionsgefahr mit Fahrzeugen sowie Anflugverluste 
▪ Visuelle Störungen und Lärmimmission sowie Lichtemission 
▪ Scheuchwirkung/ Verdrängungseffekt durch freilaufende Hunde und Katzen 
 

→ Es kann davon ausgegangen werden, dass in den unmittelbar angrenzenden Bio-
topen ohnehin nur relativ störungsunempfindliche, an Siedlungen angepasste Tier-
arten vorkommen. Die zusätzlichen Wirkungen werden daher als sehr gering 
eingestuft.  
 
 
 

4 Daten zum Vorkommen und Relevanzprüfung von Tierarten 
 
Nach dem Bundesnaturschutzgesetz gelten gemäß § 44 Abs. 5 die Verbotstat-
bestände nach § 44 Abs. 1 bei Eingriffen, die nach § 15 zulässig sind nur für Tier-­ 
und Pflanzenarten, die nach Anhang IV der FFH­Richtlinie, der Vogelschutzrichtlinie 
oder einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 europarechtlich geschützt sind.  
 
Ziel der Relevanzprüfung ist es, dass aus den gesetzlichen Bestimmungen resultie-
rende umfangreiche Artenspektrum zunächst auf die Arten zu reduzieren, die unter 
Beachtung der Lebensraumansprüche im Untersuchungsraum vorkommen können 
und für die eine Beeinträchtigung im Sinne der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 
BNatSchG durch Wirkungen des Vorhabens nicht von vornherein ausgeschlossen 
werden kann.  
 
Die Arten für die eine Betroffenheit hinsichtlich der Verbotstatbestände mit hin-
reichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann (Relevanzschwelle) müssen einer 
artenschutzrechtlichen Prüfung nicht mehr unterzogen werden (nach FROEHLICH & 
SPORBECK 2010). 
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Dies sind Arten: 
 

• Arten, die gemäß Roter Liste des jeweiligen Bundeslandes ausgestorben oder 
verschollen sind und deren Auftreten in naher Zukunft unwahrscheinlich erscheint, 

 

• die nachgewiesenermaßen im Naturraum nicht vorkommen: Befindet sich der 
Wirkraum (Untersuchungsraum) des Vorhabens außerhalb dieses generalisierten 
Verbreitungsgebietes, muss diese Art i. d. R. einer artenschutzrechtlichen Prüfung 
nicht mehr unterzogen werden. Der Ausschluss des Vorkommens von Arten muss 
das verfügbare Wissen in angemessener Weise berücksichtigen. 

 

• die gemäß der landesweiten Range­Karten zwar im Bereich des Messtischblattes 
auftreten, die aber auf Grund ihrer Lebensraumansprüche und der vorhandenen 
Habitatstrukturen im Wirkraum des Vorhabens nicht vorkommen können (z.B. 
Fehlen von für die Arten notwendigen Habitaten wie Regenmoore, Hecken, 
Gebüsche, Trockenrasen, Gewässer etc.). 
 

• bei denen sich Beeinträchtigungen (bau­, anlage­ und betriebsbedingt) auf Grund 
der geringen Auswirkungen des Vorhabens ausschließen lassen. 

 
Grundlage für das in Sachsen-Anhalt zu prüfende Artenspektrum bildet die „Liste der 
im Rahmen des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags zu behandelnden Arten (Liste 
ArtSchRFachB)“ (SCHULZE et al. 2008).  
 
Eingriffsspezifisch für das in Rede stehende Untersuchungsgebiet ergibt sich eine 
mögliche Betroffenheit für folgende Art­ bzw. Artgruppen: 

• Bodenbrüter: durch mögliches Habitat im Plangebiet und angrenzend 
 

Die Arten sind unter folgendem gesetzlichen Schutzstatus gelistet:  

• FFH IV = Art des Anhanges IV der FFH-RL 
 
 

5 Daten zum Vorkommen von Tierarten 

 
Die artenschutzrechtliche Bewertung erfolgt auf der Basis einer Datenrecherche und 
vorhabenbezogener, faunistischer Untersuchungen relevanter Arten bzw. Arten-
gruppen und einer Potenzialabschätzung.  
 
Konkrete und aktuelle Daten zum Vorkommen von artenschutzrechtlichen relevanten 
Tierarten im Plangebiet liegen nicht vor.  
 
Zur Beschreibung und Bewertung des Artenspektrums innerhalb des Plangebietes 
fanden zwei Begehungen statt (23.03.2022 und 19.09.2022). Mit der Begehung und 
Kartierung der Plangebietsfläche wurde deutlich, dass die Bewertung der 
Auswirkungen auf europäische Vogelarten (Brutvögel) anhand des Potenzials durch 
die vorhandenen Strukturen nicht bewertet werden müssen.  
 
Das Lebensraumpotenzial für Brutvögel ist aufgrund der vorzufindenden Strukturen in 
Form von gepflegten Scherrasen als ungeeignet einzustufen. Auch der Straßensaum 
ist durch die direkt angrenzenden Straßen nicht geeignet. 
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Für Zauneidechsen (Lacerta agilis) und die Schlingnatter (Coronella austriaca) sind 
die Strukturen der Planfläche keine geeigneten Lebensräume, da die Flächen 
kontinuierlich bewirtschaftet bzw. genutzt werden. Die Flächen bieten keine sandigen 
Versteckmöglichkeiten für die Eiablage. Des Weiteren konnten keine Flächen zur 
optimalen Wärmeregulierung festgestellt werden. In der Flächenstruktur ist die 
potentielle Erweiterungsfläche eher monoton. 
 
Die in Rede stehende Fläche wurde auf Fledermäuse (Microchiroptera) untersucht. 
Innerhalb des Untersuchungsgebietes sind keine Gebäude oder Bäume vorhanden 
die im Zuge der Erweiterung und des Flächenausbaus umgenutzt bzw. gefällt werden 
müssen. Das Vorhandensein von Fledermausquartieren kann ausgeschlossen 
werden. 
  
Die für streng geschützte Schmetterlingsarten obligaten Nahrungspflanzen wie 
Gemeine Esche (Fraxinus excelsior), Großer Wiesenknopf (Sanguisorba officinalis) 
oder Weidenröschen / Nachtkerze (Epilobium spp. / Oenothera spp.) kommen im 
Plangebiet nicht vor. Dafür ist die Fläche sehr homogen gehalten und von keinen 
erwähnenswerten Bepflanzungen dominierend, die als Nahrungspflanzen gelten 
könnten. 
 
Die Gewerbegebietsfläche beschreibt keinen potenziellen Lebensraum für 
Feldhamster (Cricetus cricetus). Die Art und Nutzung der Bewirtschaftungen bieten 
keinen optimalen Lebensraum bzw. Nahrungshabitat für Feldhamster.  
 
 
 
 
6 Maßnahmen zur Vermeidung von Verbotsverletzungen 
 
Das Untersuchungsgebiet wird derzeit vollständig gewerblich genutzt. Es sind keine 
Brachflächen vorhanden. Das gesamte Untersuchungsgebiet bildet durch die 
gegenwärtige Nutzung einen formfesten Zustand. Aufgrund der Tatsache, dass ein 
Vorkommen von Brutvögeln, nicht vollständig ausgeschlossen werden kann ist 
folgender Hinweis notwendig:  
 
Bauzeitenbeschränkung 
 
Die Baufeldfreimachung und Beräumung der Fläche ist außerhalb der Brutzeit, nur in 
der Zeit vom 01. Oktober bis 28./29. Februar eines jeden Jahres zulässig.  
 
Bei Bautätigkeiten innerhalb der Brutzeit muss in Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde eine Begehung durch einen fachkundigen Sachverständigen 
stattfinden. Bei positivem Befund ist die Untere Naturschutzbehörde zu informieren 
und die notwendigen Maßnahmen abzustimmen. 
 
Hinweis: Mit dem § 39 Abs. 5 BNatSchG ist der allgemeine Artenschutz gesetzlich 
geregelt und bedarf keiner Festsetzung im eigentlichen Sinne. Vorsorglich wird 
dennoch die Vermeidungsmaßnahme aufgenommen zum Schutz wildlebender Tiere 
und Pflanzen im Untersuchungsgebiet. 
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7 Prüfung der Verbotsverletzungen und Verbotstatbestände nach                        
§ 44 BNatSchG 

 
Die Prüfung auf Verletzung der Verbote des § 44 wird hinsichtlich der Auswirkungen 
durchgeführt. Von den Verboten sind nur die streng geschützten Tierarten und die 
europäischen Vogelarten betroffen. Arten, die „nur“ besonders geschützt sind, werden 
nicht betrachtet. 
 
Geprüft werden die Tiergruppen und -arten, die in der Artenschutz-Liste Sachsen-
Anhalt (LAU 2007) Erwähnung finden. 
 
 
Säugetiere (Mammalia) 
 
Fledermäuse ( Chiroptera) 
 
Fledermäuse verhalten sich gegenüber Schall oder Erschütterungen eher 
unempfindlich und sind gegenüber Veränderungen anpassungsfähig. Eine erhebliche 
Störung während der Fortpflanzungs- und Aufzuchtzeiten kann für die Artengruppe 
der Fledermäuse mit der Beräumung des Baufeldes außerhalb der Reproduktionszeit 
ausgeschlossen werden.  
 
Erhebliche Beeinträchtigungen eines möglichen Jagdgebietes für Fledermäuse sind 
aufgrund der geringen Größe der Planfläche nicht zu erwarten, können allerdings 
nicht ganz ausgeschlossen werden.  
  
Da es sich dann meist um Arten handelt, die im besiedelten Bereich jagen, ist weder 
während der Bauzeit noch anschließend mit einer erheblichen Störung zu rechnen, 
die den Erhaltungszustand der lokalen Populationen verschlechtern könnte, da diese 
Tiere ebenso in der Lage sind im Baustellenbereich zu jagen. Des Weiteren bestehen 
ausreichend Ausweichmöglichkeiten in der Umgebung des Plangebietes.  
 
Ein generelles Vorkommen von Quartieren mit Besatz von Fledermäusen ist im 
Plangebiet nicht festzustellen, so dass keine Tötung von Tieren oder Beschädigung 
von Lebensstätten zu erwarten sind. 
 
 
Feldhamster (Cricetus cricetus) 
 
Das Vorkommen von Feldhamstern auf der Planfläche kann vollständig aus-
geschlossen werden. Die Untersuchungsfläche weißt keinen potentiellen Lebensraum 
und Nahrungshabitate auf. 
 
Sonstige Säugetiere 
 
Sonstige streng geschützte Säugetierarten wie die Haselmaus (Muscardinus 
avellanarius) kommt im Plangebiet nicht vor. Die Existenz oder die Betroffenheit 
anderer streng geschützter Säugetierarten kann weitgehend ausgeschlossen werden. 
 
Eine Verletzung der Verbote nach § 44 BNatSchG für Säugetiere besteht nicht und 
kann somit ausgeschlossen werden. 
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Kriechtiere (Reptilien) 
 
Die Zauneidechse ist in Deutschland allgemein verbreitet. Ihre Lebensraumansprüche 
entsprechen dem folgenden Habitatschema: 

- sonnenexponierte Lage 
- lockeres, sandiges Substrat 
- unbewachsene Teilflächen mit geeigneten Eiablageflächen 
- spärliche bis mittelstarke Vegetation 
- Vorhandensein von Kleinststrukturen, wie Totholz, Steine usw. als ungestörte 

Sonnenplätze 
 
Der Produktionsstandort und deren gepflegte Grünflächen weisen für die Zauneid-
echse oder die Schlingnatter keine günstigen Lebensraumstrukturen auf.  
 
Eine Verletzung der Verbote nach § 44 BNatSchG für Kriechtiere kann weitgehend 
ausgeschlossen werden. 
 
 
Lurche (Amphibien) 
 
Im Plangebiet selbst befindet sich kein Gewässer. Im Westen des Untersuchungs-
gebietes befindet sich in ca. 190 m Entfernung ein Graben (Seitengraben der Mulde). 
Der Graben liegt im Biosphärenreservat Mittelelbe und ist naturschutzrechtlich von 
besonderer Bedeutung.  
 
Aufgrund der äußerst intensiven Pflege der Grünfläche (Scherrasen) können Wande-
rungen von Amphibien ausgeschlossen werden. Es sind im Untersuchungsgebiet 
keine streng geschützten Arten zu erwarten.  
 
Eine Verletzung der Verbote nach § 44 BNatSchG für Lurche kann weitgehend 
ausgeschlossen werden.  
 
 
Vögel (Aves) 
 
Das Untersuchungsgebiet hat für Brutvögel, speziell für Bodenbrüter, dahingehend 
eine Bedeutung, dass anhand der Potentialeinschätzung das Vorkommen von 
Bodenbrüter nicht vollkommen ausgeschlossen werden kann. Aufgrund der 
Ansprüche an die Habitatausstattung finden sich Bodenbrüter nicht selten in offenen 
und halboffenen Kulturlandschaftselementen.  
 
Das Vorkommen von Ackerwildkräutern und von nachhaltigen Wildkrautsäumen in 
den Übergangsbereichen, die das Vorkommen von Faunen-Arten begünstigen könnte, 
ist kaum bis gar nicht gegeben. Für Feldlerche, Rebhuhn, Wachtel und Kiebitz, als 
bodenbrütende Arten der offenen Landschaft, bieten die Ackerflächen potentielle 
Lebensräume. 
 
Gebäudebrüter nutzen anthropogene Bauten zur Anlage ihrer Nester. Nahrungs-
habitate finden sich in Siedlungsbereichen oder dem angrenzenden Umlande. Durch 
das Nichtvorhandensein von Gebäuden auf der Untersuchungsfläche können 
gebäudebrütende Vogelarten ausgeschlossen werden.  
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Gehölzbrütende Vogelarten nutzen während der Brutzeit gehölzbestandene Lebens-
räume.  
 
Für die Nist- und Brutstätten werden Wald- und Forstflächen, Waldränder, Solitär-
bäume, Feldgehölze, Gebüsche und Hecken zur Anlage genutzt. Als Artenbeispiele 
können beispielsweise Gartengrasmücke (Syvia borin), Zaunkönig (Troglodytes 
troglodytes) und der Buchfink (Fringilla coelebs) genannt werden. Durch das 
Nichtvorhandensein von Gehölzflächen u.ä. auf der Untersuchungsfläche können 
Gehölzbrütende Vogelarten ausgeschlossen werden. 
 
Ebenso ist mit keiner erheblichen Störung zu rechnen, die den Erhaltungszustand der 
lokalen Population verschlechtern könnte, da in der Umgebung ähnliche Strukturen 
vorhanden sind. 
  
Eine Verletzung der Verbote nach § 44 BNatSchG für Vögel kann ausgeschlossen 
werden, unter der Voraussetzung, dass die angegebene Maßnahme zur 
Vermeidung (Hinweis) eingehalten  wird. 
 
 
Insekten und sonstige Wirbellose 
 
Ein Vorkommen des Eremiten z. Bsp. des Juchtenkäfers (Osmoderma eremita) oder 
anderer streng geschützter holzbewohnender Käferarten innerhalb des Plangebietes 
kann ausgeschlossen werden, da keine geeigneten Altbäume oder Tothölzer im 
Planbereich vorhanden sind.  
 
Streng geschützte Schmetterlings- und Libellenarten sind im Plangebiet nicht zu 
erwarten und wurden auch nicht beobachtet, da keine geeigneten Strukturen oder 
Nahrungspflanzen vorkommen. Das Plangebiet bietet keiner der in der Region 
vorkommenden streng geschützten Arten einen geeigneten Lebensraum.  
 
Auch aus den anderen Gruppen der Wirbellosen (Geradflügler, Spinnentiere, Krebs-
tiere und Weichtiere) ist ein Vorkommen im Plangebiet auszuschließen. 
 
Eine Verletzung der Verbote nach § 44 BNatSchG für Insekten und sonstige 
Wirbellose kann weitgehend ausgeschlossen werden. 
 
 
 
8 Fazit 
 
Mit dem Bebauungsplan „GRIMM Aerosol Technik - Friedersdorf“ in der Gemarkung 
Friedersdorf sind Eingriffe in Lebensräume von Arten des Anhanges IV der FFH-
Richtlinie sowie europäischer Vogelarten verbunden. Im vorliegenden Fachbeitrag 
wurde eine Beurteilung vorgenommen, inwieweit durch das Vorhaben die Verbots-
tatbestände des § 44 BNatSchG erfüllt werden.  
 
Potentieller Lebensraum für die Fauna geht mit der geplanten Erweiterung eines 
Gewerbebetriebes verloren bzw. wird überformt. Andererseits sind die Lebens-
raumbedingungen auf der Grünfläche (Scherrasen) durch die intensive Pflege und nur 
geringe Vielfalt an Strukturen vorbelastet und eingeschränkt. 
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Nach erfolgter Relevanzprüfung für Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie sowie für 
die europäischen Vogelarten wurden mögliche Betroffenheiten der nachgewiesenen 
oder potenziell vorkommenden relevanten Arten geprüft. 
 
Bei den vom Vorhaben betroffenen Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie wurde 
unter Einbeziehung der vorgesehenen Artenschutzmaßnahme dargelegt, dass der 
derzeitig günstige Erhaltungszustand gewahrt wird bzw. sich der jetzige ungünstige 
Erhaltungszustand nicht weiter verschlechtert. 
 
Unter der Voraussetzung, dass die in Punkt 6 genannten Artenschutzmaßnahmen 
(Hinweis zum Artenschutz) umgesetzt werden, sind im Geltungsbereich des 
Vorhabens derzeit keine Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 des 
BNatSchG durch die Realisierung des Vorhabens erfüllt.  
 
Daher besteht keine Notwendigkeit zur Überprüfung der Ausnahmevoraussetzungen 
nach § 45 (7) BNatSchG. Verletzungen der Verbote des § 44 BNatSchG durch das 
Vorhaben können sowohl bau- als auch anlagebedingt ausgeschlossen werden.  
 

 Einer Realisierung des Bebauungsplanes stehen somit zusammenfassend keine 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände entgegen. 
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